
Der Präsident des Oberlandesgerichts 
München

Beurlaubung zur Ableistung eines Vorbereitungsdienstes 

Auszug Verwaltungsvorschriften zum Beamtenrecht (VV-BeamtR)  

(Abschnitt 16 Nr. 4) 

Erfordernis einer mindestens fünfjährigen Dienstzeit vom Zeitpunkt der Berufung in das 

Beamtenverhältnis auf Probe bis zur Aufnahme eines Studiums 

Dem Antrag auf Gewährung einer Beurlaubung zur Ableistung des Vorbereitungsdiens-

tes kann regelmäßig nur dann entsprochen werden, wenn zwischen der Berufung der 

oder des Beschäftigten in das Beamtenverhältnis auf Probe in der bisherigen Laufbahn 

und dem Beginn eines Studiums ein Zeitraum von mindestens fünf Jahren liegt. Diese 

Einschränkung ist schon deshalb notwendig, um auszuschließen, dass Beschäftigte die 

Ausbildung für den Einstieg in der dritten Qualifikationsebene lediglich aus Absiche-

rungsgründen durchlaufen, um im Anschluss daran risikolos ein Studium zu beginnen, 

obwohl sie von vornherein die Einstellung in der vierten Qualifikationsebene anstrebten. 

Bei einem gewissen zeitlichen Abstand zwischen der Berufung in das Beamtenverhält-

nis auf Probe kann dieser Zusammenhang weitgehend ausgeschlossen werden. Zum 

anderen ist zu berücksichtigen, dass für die Ausbildung der oder des Beschäftigten 

Ausbildungskosten in nicht unbeträchtlicher Höhe (ca. 50.000 €) entstanden sind. Diese 

Aufwendungen sind der Allgemeinheit gegenüber nur dann zu rechtfertigen, wenn dem 

Aufwand auch eine angemessene Gegenleistung in Form der Dienstleistung der oder 

des Beschäftigten gegenübersteht. 

Von obenstehendem Auszug aus den Verwaltungsvorschriften zum Beamtenrecht  

(VV-BeamtR) habe ich Kenntnis genommen. 

___________________________ 

(Ort, Datum)  

_____________________________  ___________________________ 

(Name, Vorname – bitte deutlich lesbar)           (Unterschrift)


